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Joint Audit als Chance zur     

Diversifizierung des                        

Abschlussprüfermarktes? 
01. Februar 2021 

Bereits im Anschluss an die Finanzkrise 

2007/2008 wurden durch unterschiedliche in-

ternationale und nationale Gremien Analysen 

bezüglich einer problematischen Marktkon-

zentration im Abschlussprüfermarkt für Unter-

nehmen von öffentlichem Interesse durchge-

führt. Im Rahmen dieses Artikels werden zu-

nächst die hierin identifizierten Folgen für den 

Abschlussprüfermarkt zusammengefasst. Da-

rauf aufbauend wird dem Leser ein umfassen-

der Überblick über die stetig diskutierte Op-

tion der Einführung (verpflichtender) Joint 

Audits auf europäischer und nationaler Ebene 

gegeben. Abschließend wird hinterfragt, ob 

die Chance zur Einführung von Joint Audits 

auf dem deutschen Abschlussprüfungsmarkt 

vor dem Hintergrund der aktuellen politi-

schen Diskussion genutzt werden kann.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Ein umfassender Überblick über den Abschluss-

prüfungsmarkt in Deutschland ergibt sich aus 

der aktuellen Marktstrukturanalyse 2019 der 

Wirtschaftsprüferkammer. In Bezug auf die Ab-

schlussprüferhonorare kapitalmarktorientierter 

Gesellschaften stellt diese einen Marktanteil der 

vier großen Prüfungsgesellschaften von ca. 95% 

fest. 

Nach der Einschätzung der EU-Kommission 

kann sich aus einer hohen Marktkonzentra-

tion für die zu prüfenden Gesellschaften ein un-

zureichendes Angebot bei der Auswahl ihres 

Jahresabschlussprüfers ergeben. Zudem könne 

eine solche Konzentration die Anhäufung sys-

temrelevanter Risiken bewirken und  bei Aus-

fall einer systemrelevanten Prüfungsgesell-

schaft - zu einer Störung des gesamten Marktes 

für Abschlussprüfungsleistungen börsennotier-

ter Unternehmen führen. 

Aufgrund der für alle beteiligten Ebenen ein-

schließlich der zuständigen Aufsichtsbehörden 

sowie der Abschlussprüfer erkennbar schmerz-

haften politischen Aufarbeitung des Bilanzskan-

dals erscheint das Momentum für die Einfüh-

rung von Joint Audits mit dem Ziel einer signi-

fikanten Reduzierung der Marktkonzentration 

im Abschlussprüfungsmarkt jetzt also auch in 

Deutschland gegeben. 
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I. Mangelnde Belastbarkeit des 

Abschlussprüfermarktes als 

Problemstellung 

der Abschlussprüfung: Lehren aus de 1 

hat die Europäische Kommission bereits im 

Oktober 2010 Risiken im Hinblick auf man-

gelnden Wettbewerb durch eine steigenden 

Konzentration auf dem Markt für Abschluss-

prüfungen börsennotierter Gesellschaften 

festgestellt. Dieser Markt werde im Wesentli-

chen von den sog. ngsgesell-

schaften abgedeckt, deren Vergütung im be-

trachteten Markt der börsennotierten Gesell-

schaften bereits im Jahr 2005 in den meisten 

EU-Mitgliedsstaaten den weitaus überwie-

genden Anteil ausgemacht habe.2  

Dieser Trend wird durch den vorliegenden Be-

richt der EU-Kommission vom 07.09.2017 über 

die Entwicklungen auf dem Markt für Ab-

schlussprüfungsleistungen für Unternehmen 

von öffentlichem Interesse gemäß Artikel 27 

der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 bestätigt: 

Auf Basis der in den Einzelstaaten von den zu-

ständigen Aufsichtsbehörden vorgenomme-

nen Erhebungen führten nur rund 5 % aller in 

                                                             
1 Europäische Kommission (2010), KOM (2010) 561 
endgültig, GRÜNBUCH Weiteres Vorgehen im Be-
reich der Abschlussprüfung: Lehren aus der Krise 
2 Vgl. Europäische Kommission (2010), S. 4 und S. 
17 f. 
3 Vgl. Europäische Kommission (2017), Bericht der 
Kommission an den Rat, die Europäische Zentral-
bank, den Europäischen Ausschuss für Systemrisi-
ken und das Europäische Parlament über die Ent-

der EU registrierten Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaften Abschlussprüfungen bei Unter-

nehmen von öffentlichem Interesse durch - in 

den Niederlanden, dem Vereinigten König-

reich, Dänemark und Irland waren es danach 

sogar weniger als 2 %.3 Die EU-Kommission 

kommt auf Basis der verfügbaren Daten in ih-

rem Bericht zu dem Fazit, dass der Markt für 

Abschlussprüfungen bei Unternehmen von 

öffentlichem Interesse in den meisten Mit-

gliedstaaten insbesondere in Bezug auf den 

Umsatz weiterhin relativ stark konzentriert ist. 

Kreditinstitute und Versicherungsunterneh-

men sind die Kategorien von Unternehmen 

F -weit die höchste Marktkonzentra-

tion aufweisen (rund 80 %). 4 

Ein umfassender Überblick über den Ab-

schlussprüfungsmarkt in Deutschland ergibt 

sich aus der aktuellen Marktstrukturanalyse 

2019 der Wirtschaftsprüferkammer.5 In Bezug 

auf die Abschlussprüferhonorare kapitalmark-

torientierter Gesellschaften stellt diese einen 

Marktanteil der vier großen Prüfungsgesell-

schaften von ca. 95% fest.6 Als Folge von oli-

gopolistischen Marktstrukturen kann u.A. ein 

wicklungen auf dem EU-Markt für Abschlussprü-
fungsleistungen für Unternehmen von öffentli-
chem Interesse gemäß Artikel 27 der Verordnung 
(EU) Nr. 537/2014, COM (2017) 464 final, S. 5. 
4 Vgl. Europäische Kommission (2017), S. 16. 
5 Vgl. Wirtschaftsprüferkammer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts (2020), Marktstrukturanalyse 
2019, WPK Magazin 4/2020 
6 Vgl. Wirtschaftsprüferkammer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts (2020), S. 5 
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qualitätsgefährdender Preiswettbewerb ein-

treten.7 

Aufgrund des durch die Marktkonzentration 

entstehenden Vertrautheitsfaktors zwischen 

den geprüften Unternehmen und ihren Ab-

schlussprüfern sowie der Wahrnehmung der 

großen Prüfungsgesellschaften auf dem 

Markt herrsche eine Zurückhaltung bei den 

geprüften Unternehmen, Abschlussprüfer zu 

bestellen, die nicht zu den großen Prüfungs-

gesellschaften zählen.8 Eine Prüfung börsen-

notierter Gesellschaften wird daher für kleine 

und mittelständische Prüfungsgesellschaften 

immer schwerer möglich, obwohl sie über 

entsprechende fachliche und personelle Ka-

pazitäten zur Durchführung qualifizierter Prü-

fungsleistungen verfügen. Durch den hier-

scher Prüfungsgesellschaften aus diesem ver-

meintlich nur durch die großen Prüfungsge-

sellschaften abzubildenden Marktsegment, 

verstärkt sich die Konzentration zusätzlich.  

Für die zu prüfenden Gesellschaften ergibt 

sich daraus ein unzureichendes Angebot bei 

der Auswahl ihres Jahresabschlussprüfers.9 

Nach der Einschätzung der EU-Kommission 

kann die Auffassung vertreten werden, dass 

jede der großen, weltweit tätigen Prüfungsge-

sellschaften bereits in 2010 eine systemrele-

vante Größe erreicht hatte.10 Eine solche Kon-

                                                             
7 Vgl. Quick / Schmidt / Simons, Sind Joint Audits 
sinnvoll?,"Die Wirtschaftsprüfung" (WPg), IDW 
Verlag, Heft 1/2016, S. 1 ff. 
8 Arbeitsdokument der Kommissiondienststellen 
(2011), Zusammenfassung der Folgenabschätzung 
SEC/2011/1385 endg. vom 30.11.2011 
9 Vgl. Europäische Kommission (2010), S. 18  

zentration könne die Anhäufung systemrele-

vanter Risiken bewirken und bei Ausfall einer 

dieser Gesellschaften zu einer Störung des 

gesamten Marktes für Abschlussprüfungs-

leistungen börsennotierter Unternehmen 

führen.11 

Als Beispiel hierfür lassen sich aktuelle Studien 

bezüglich des Marktes für Abschlussprüfungs-

leistungen für börsennotierte Unternehmen 

(hier: FTSE 350 Index) in Großbritannien her-

anziehen, in dem bereits tatsächliche Eng-

pässe in der Auswahl des Abschlussprüfers bei 

Prüferwechsel bedeutender Unternehmen zu 

erkennen waren.12 Das Zusammenspiel aus ei-

nem unzureichenden Angebot an Prüfungs-

gesellschaften für die Abschlussprüfung und 

der Schwierigkeit für mittelständische Prü-

fungsgesellschaften, mit den in diesem Seg-

ment etablierten Prüfungsgesellschaften zu 

konkurrieren, gefährden die Belastbarkeit des 

Marktes.13 

Das Risiko einer solchen Marktstörung gilt es 

neben dem Prüfermarkt für börsennotierte 

Gesellschaften nach § 264d HGB auch im Hin-

blick auf Unternehmen, die der Aufsicht durch 

die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-

aufsicht unterliegen, zu minimieren. Hierunter 

sind alle Unternehmen von öffentlichem Inte-

resse (sog. Public Interest Entities; PIE) nach      

§ 319a HGB, also auch CRR-Kreditinstitute und 

10 Vgl. Europäische Kommission (2010), S. 4 
11 Vgl. Europäische Kommission (2010), S. 11 
12 Vgl. House of Commons, BEIS (2019), The Future 
of Audit, Nineteeth Report of Session (2017 - 19), 
S. 5 
13 Vgl. House of Commons, BEIS (2019), S. 55 
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Versicherungsunternehmen ohne Börsenno-

tierung, zu fassen.  

In ihrer Antwort vom 16.09.2020 auf eine 

Kleine Anfrage 

 

hält die Bundesregierung einen funktionie-

renden Wettbewerb auf dem Markt für Ab-

schlussprüfungsleistungen bei Unternehmen 

von öffentlichem Interesse für wesentlich und 

würde eine breitere Verteilung des Marktes 

für Abschlussprüfungsleistungen  ein-

schließlich einer größeren Beteiligung von 

mittelständischen Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaften  grundsätzlich für wünschenswert 

erachten 14 

II. Joint Audit als möglicher 

Problemlöser für den Prü-

fungsmarkt? 

1. Definition des   

Nach dem nationalen als auch internationalen 

Verständnis eines Joint Audit (Gemeinschafts-

prüfung) wird hierbei mehr als ein Wirtschafts-

prüfer und/oder eine Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaft zum gesetzlichen Abschlussprüfer 

für den Einzel- oder Konzernabschluss be-

stellt. Die Prüfer tragen gemeinsam die Ver-

antwortlichkeit für die Prüfung und erstellen 

einen gemeinsamen Prüfungsbericht. Die Prü-

fungsplanung und die Berichterstattung ge-

                                                             
14 Vgl. DT-Drucks. 19/22562, S. 6 
15 Vgl. IDW PS 208, Tz 1 

genüber dem Aufsichtsrat bzw. Prüfungsaus-

schuss obliegt den Prüfern ebenfalls gemein-

sam.15 

In der operativen Prüfungsdurchführung 

kann eine Aufteilung der Prüfungsarbeiten 

stattfinden, die durch einen Review des je-

weils anderen Prüfers begleitet werden. Dies 

ist dadurch begründet, dass sich bei einer Ge-

meinschaftsprüfung jeder der beteiligten Prü-

fer ein eigenes Urteil darüber zu bilden hat, ob 

die Buchführung, der Jahresabschluss und der 

Lagebericht den für diese geltenden Vor-

schriften entsprechen. Beide Prüfer müssen 

hinreichende Sicherheit erlangen, um die Ge-

samtverantwortung für das Prüfungsergebnis 

übernehmen zu können.16 Verständigen sich 

die Gemeinschaftsprüfer auf ein einheitliches 

Gesamturteil, werden sie den Bestätigungs-

vermerk i.d.R. gemeinsam unterzeichnen.17  

2. Joint Audit in der europäischen 

Regulierung der Abschlussprü-

fermärkte 

Bereits im Anschluss an die der Banken- und 

Finanzkrise aus 2007/2008 folgenden Maß-

nahmen zur Stabilisierung des Finanzsystems 

erfolgte auf europäischer Ebene die Erarbei-

tung flankierender Regelungen in Bezug auf 

die Durchführung von Abschlussprüfungen. 

In einem ganzheitlichen Ansatz hat die Euro-

kussion über die Rolle des Abschlussprüfers, 

die Governance und Unabhängigkeit von Prü-

fungsgesellschaften sowie die Konstellation 

16 Vgl. IDW PS 208, Tz 15 
17 Vgl. IDW PS 208, Tz 28 
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des Marktes für Abschlussprüfungsleistungen 

eröffnet. 18 Das Konzept des Joint Audits in der 

Form von obligatorischen Audit-Konsortien 

unter Einbezug mindestens einer nicht sys-

temrelevanten Prüfungsgesellschaft bei der 

Prüfung großer Unternehmen sollte hiernach 

als mögliche Maßnahme zur Förderung des 

Marktzugangs auch kleinerer und mittlerer 

Prüfungsgesellschaften analysiert werden. 

Ebenso wurde in dieser Maßnahme eine Mög-

lichkeit gesehen, Störungen auf dem Ab-

schlussprüfungsmarkt zu verhindern, wenn 

eines der großen Prüfungsnetzwerke ausfal-

len sollte.19 

In Vorbereitung der EU-Abschlussprüferre-

form 201620 wurden in einer durch die EU-

Kommission beauftragten Auswirkungsstu-

die21 verschiedene Optionen zur Steigerung 

der Anzahl an Anbietern von Prüfungsleistun-

gen für Unternehmen von öffentlichem Inte-

resse analysiert, darunter beispielsweise die 

Unternehmen von öffentlichem  Interesse o-

der die freiwillige Umsetzung von Joint Au-

dits. 

In der Auswirkungsstudie wurden zudem fol-

gende Argumente für Joint Audits erarbei-

tet:22 

                                                             
18 Vgl. Europäische Kommission (2010), S. 5 
19 Vgl. Europäische Kommission (2010), S. 18 
20 RICHTLINIE 2014/56/EU DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES vom 16. April 2014 
zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG über Ab-
schlussprüfung und VERORDNUNG (EU) Nr. 
537/2014 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND 
DES RATES vom 16. April 2014 über spezifische An-

 Durch das 4-Augen-Prinzip ist eine Ver-

besserung der Prüfungsqualität und 

gleichzeitige Risikoreduzierung zu erwar-

ten 

 Durch einen gegenseitigen Review der 

Partner wird die kritische Grundhaltung 

der Abschlussprüfer gestärkt 

 Aufbau zusätzlichen branchenspezifi-

schen Know-Hows in Abschlussprüfun-

gen im Finanzsektor 

 Reduzierung der Marktkonzentration 

im Abschlussprüfermarkt 

 Sicherstellung der Kontinuität in der Prü-

fungsdurchführung, selbst wenn einer 

der beiden Abschlussprüfer wechselt 

 Stärkung der Position des Abschluss-

prüfers gegenüber dem Mandanten, 

durch Reduzierung von Drucksituationen 

aus einer zu engen Vertrautheit zwischen 

einem Abschlussprüfer und dem geprüf-

ten Unternehmen auch bei kritischen Prü-

fungsfeststellungen. 

Als mögliche negative Auswirkungen eines 

Joint Audits wurde beispielsweise angeführt, 

dass die Kosten für die Abschlussprüfung 

nach Schätzungen basierend auf dem franzö-

sischen Prüfungsmarkt um bis zu 10% steigen 

oder sich eine erhöhte Abstimmungskomple-

xität und Arbeitsbelastung sowie das Risiko 

forderungen an die Abschlussprüfung bei Unter-
nehmen von öffentlichem Interesse und zur Aufhe-
bung des Beschlusses 2005/909/EG der Kommis-
sion 
21Arbeitsdokument der Kommissiondienststellen 
(2011a) SEC/2011/1384 final, Auswirkungsstudie 
22 Vgl. Arbeitsdokument der Kommissiondienststel-
len (2011a), S. 182 f. 
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von Informationsverlust bei ungenügender 

Abstimmung ergeben könnte.23 

Als bevorzugte Option wurde als Ergebnis der 

Analyse u.a. die Förderung von Joint Audits 

für alle Unternehmen von öffentlichem Inte-

resse benannt.24 In Kombination mit den an-

deren evaluierten Maßnahmen würde 

dadurch ein solider Markt geschaffen werden, 

Bereich der Abschlussprüfung bei großen Un-

ternehmen von öffentlichem Interesse auf-

bauen und sich einen Namen machen kön-
25. 

Im daran anschließenden Gesetzgebungspro-

zess wurden dann jedoch nur sehr zurückhal-

tende Anreize für die tatsächliche Durchfüh-

rung von Joint Audits geschaffen:   

Nach Artikel 16 Abs. 7 der EU-Verordnung Nr. 

537/2014 über spezifische Anforderungen an 

die Abschlussprüfung bei Unternehmen von 

öffentlichem Interesse vom 16. April 2014 (EU-

AprVO) können die Mitgliedsstaaten beschlie-

ßen, dass Unternehmen von öffentlichem In-

teresse unter bestimmten Umständen eine 

bestimmte Mindestanzahl von Abschluss-

prüfern (Gemeinschaftsprüfung) bestellen, 

und die Modalitäten für die Beziehungen zwi-

schen den bestellten Abschlussprüfern und 

Prüfungsgesellschaften festlegen. 

                                                             
23 Vgl. Arbeitsdokument der Kommissiondienststel-
len (2011a), S. 185 
24 Vgl. Arbeitsdokument der Kommissiondienststel-
len (2011), S. 8 
25 Vgl. Arbeitsdokument der Kommissiondienststel-
len (2011), S. 10 

In Artikel 17 der EU-AprVO wurden zudem 

Ausnahmeregelungen zur Pflicht der exter-

nen Rotation von Prüfungsmandaten nach 10 

Jahren geschaffen. Hiernach können die Mit-

gliedstaaten vorsehen, dass das Mandat über 

die maximale Höchstlaufzeit von zehn Jah-

ren hinaus verlängerbar ist. Eine Verlänge-

rung auf 24 Jahre ist möglich, wenn ab dem 

11. Jahr ununterbrochen ein Joint Audit statt-

findet (Art. 17 Abs. 4 Buchst. b) EU-VO). 26 

3. Umsetzung der EU-Vorgaben 

zum Joint Audit, aktueller Stand 

in rechtlicher und tatsächlicher 

Hinsicht in Deutschland 

Die Möglichkeit für die Mitgliedstaaten, dass 

das Mandat über die maximale Höchstlauf-

zeit von zehn Jahren hinaus auf 24 Jahre ver-

längerbar ist, wenn ab dem 11. Jahr ununter-

brochen ein Joint Audit stattfindet (Art. 17 

Abs. 4 Buchst. b) EU-VO) wurden in Deutsch-

land in § 318 Abs.1a HGB umgesetzt. Dieser 

vermeintliche Anreiz zur Durchführung von 

Joint Audits gilt jedoch ausschließlich für kapi-

talmarktorientierte Unternehmen. Kreditinsti-

tute und Versicherungsunternehmen als Un-

ternehmen von öffentlichem Interesse sind 

von einer solchen Verlängerung der Höchst-

laufzeit ausgenommen (§§ 340k Abs. 1 Satz 1; 

341k Abs. 1 Satz 1 HGB). 

26 Vgl. IDW (2020), EU-REGULIERUNG DER AB-
SCHLUSSPRÜFUNG INHALTE UND ZWEIFELSFRA-
GEN DER EU-VERORDNUNG UND DER ABSCHLUSS-
PRÜFERRICHTLINIE, Stand 27.05.2020, S. 21 
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Die nach Artikel 16 Abs. 7 der EU-AprVO für die 

Mitgliedsstaaten eröffnete Option, für Unter-

nehmen von öffentlichem Interesse die 

Durchführung von Joint Audits vorzuschrei-

ben, wurde hingegen in Deutschland nicht 

genutzt. 

Die bereits vor Inkrafttreten der EU-Abschluss-

prüferreform in 2016 erkennbare Zurückhal-

tung zur Beauftragung von Joint Audits in 

Deutschland konnte durch einen solchen le-

diglich freiwilligen Anreiz nicht positiv beein-

flusst werden. Die überwiegende Mehrheit 

der kapitalmarktorientierten Unternehmen 

beauftragt (freiwillig) eben weiterhin keine 

Joint Audits27; faktisch bleiben Joint Audits in 

Deutschland auch nach der EU-Abschlussprü-

ferreform daher eine Randerscheinung. Ohne 

eine reale Verpflichtung zum Joint Audit ist er-

fahrungsgemäß wohl davon auszugehen, 

dass dieser Zustand auch in Zukunft so ver-

bleibt.  

4. Aktuelle Entwicklungen zum 

Joint Audit in Großbritannien 

und den Niederlanden 

In Großbritannien ist vor dem Hintergrund 

öffentlichkeitswirksamer Insolvenzen bereits 

kurz nach Inkrafttreten der EU-Abschlussprü-

ferreform 2016 eine weitere Diskussion über 

die Regulierung und Weiterentwicklung des 

Abschlussprüfermarktes entstanden. Im April 

                                                             
27 Vgl. Wolz / Wiedmann, Joint Audits, NWB In-
foCenter vom 08.04.2020 - NWB GAAAE-13047 
28 Vgl. „CMA recommends shake-up of UK audit 
market“, press release published 18 April 2019, s. 
im Detail CMA (2019), Competition & Markets Au-
thority, Statutory audit services market study, Final 

2019 hat die 

che Reformvorschläge für den Abschlussprü-

fermarkt veröffentlicht. Eine der vorgesehe-

nen Maßnahmen war die Einführung ver-

pflichtender Joint Audits für die Prüfung grö-

ßerer kapitalmarktorientierter Unternehmen, 

bei der eine der beiden involvierten Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaften eine kleine o-

der mittelständische sog. Challenger F

sein soll. Ergänzend soll bei der Prüfung klei-

nerer kapitalmarktorientierter Unternehmen 

während der Prüfung ein prüfungsbegleiten-

der Peer Review ( Real-Time ) 

durch eine Challenger Firm stattfinden. 28   

Die Forderung der CMA nach derartigen 

Joints Audits unter Beteiligung einer sog. 

Challenger Firm wurde vom Business, Energy 

and Industrial Strategy Committee des House 

of Commons  unterstützt.29 

Während die Debatte über die Reform des Ab-

schlussprüfermarktes und die Einführung ver-

pflichtender Joint Audits aufgrund aktueller 

Themen wie dem Brexit oder der Covid19-

Pandemie politisch zunächst etwas in den 

Hintergrund getreten ist, treibt das Financial 

Reporting Council (FRC) als Regulierungsstelle 

für die Abschlussprüfer zunächst andere Re-

formen wie die die operative Trennung von 

Prüfung und Beratung innerhalb von Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaften Operational 

 voran.30 Mit einem Inkrafttreten der 

report 18 April 2019, Recommendation 2a: Manda-
tory Joint Audit and peer review, S. 144f.  
29 Vgl. House of Commons, BEIS (2019), S. 89 
30 Vgl. https://www.accoun-
tancyage.com/2020/07/20/beis-committee-mp-
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weiteren politischen Reformansätze wird der-

zeit nicht vor 2023 gerechnet.31 

Auch in den Niederlanden gibt es aktuelle 

Reformdiskussionen, basierend auf einer Ana-

lyse der niederländischen Authority for the Fi-

nancial Markets (AFM) über mögliche 

Schwachstellen im Prüfungssektor aus No-

vember 2018.32 Hierbei werden potenzielle Ur-

sachen für ein eventuelles Marktversagen am 

Prüfermarkt untersucht und überprüft, ob 

diese sich negativ auf die Qualität der Ab-

schlussprüfungen auswirken. Joint Audits 

werden hier sowohl als qualitätsverbessernde 

Maßnahme als auch als Maßnahme zur Diver-

sifizierung des Prüfermarktes diskutiert.  

Neben der Einführung eines verpflichtenden 

Joint Audits für kapitalmarktorientierte Unter-

nehmen wird als Alternative  ähnlich der Dis-

kussion in Großbritannien - vorgeschlagen, ei-

nen prüfungsbegleitenden Peer Review ein-

zuführen. Hierbei wäre eine unabhängige Prü-

fungsgesellschaft nicht unmittelbar in die Prü-

fungshandlungen eingebunden, sondern 

würde eine unabhängige Durchsicht über die 

Prüfung vornehmen, bevor der Bestätigungs-

vermerk durch die verantwortliche Prüfungs-

gesellschaft unterzeichnet wird.33 Die Diskus-

sion in den Niederlanden zu den aufgrund der 

auch dort vorzufindenden starken Marktkon-

zentration im Abschlussprüfungsmarkt als 

                                                             
calls-for-patience-over-audit-reform/, Stand 
29.01.2021 
31 https://www.accoun-
tancyage.com/2020/11/12/report-auditors-brace-
for-imminent-proposals/, Stand 29.01.2021 
32 AFM (2018); The Dutch Authority for the Finan-
cial Markets, Vulnerabilities in the structure of the 
audit sector 

notwendig erachtenden Reformen ist derzeit 

ebenfalls noch nicht abgeschlossen. 

III. Aktuelle politische Diskus-

sion zum Joint Audit 

Als unmittelbare Folge zu einem im Juni 2020 

publik gewordenen Bilanzskandal bei einer 

DAX-30-Aktiengesellschaft hat sich nun auch 

in Deutschland erneut eine Debatte über das 

System und die Regulierung des Abschluss-

prüfermarktes in Deutschland als Ganzes 

entwickelt. 

Eine gesetzgeberische Initiative als Reaktion 

auf diesen Bilanzskandal wurde durch den 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Fi-

nanzmarktintegrität (FISG) aufgenommen, 

das derzeit als Regierungsentwurf mit Stand 

vom 16.12.2020 vorliegt34.  

Die Einführung einer Verpflichtung oder stär-

kerer Anreize zur freiwilligen Durchführung 

von Joint Audits wurde im bisherigen Gesetz-

gebungsverfahren jedoch nicht berücksich-

tigt. Stattdessen soll die Vorschrift des § 318 

Abs. 1a HGB (Verlängerung der Höchstlaufzeit 

des Mandates bei Beauftragung von Joint Au-

dits) aufgehoben werden.  

33 Vgl. AFM (2018), S. 69 
34 Bundesregierung (2020), Entwurf eines Gesetzes 
zur Stärkung der Finanzmarktintegrität (Finanz-
marktintegritätsstärkungsgesetz – FISG) vom 
16.12.2021 
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Anlässlich des o.g. Bilanzskandals wurden je-

doch beispielsweise im Rahmen einer Aus-

sprache im Bundestag unter dem Datum 

vom 27.11.2020 u.a. zwei Anträge bezüglich 

der Regulierung von Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaften35 debattiert.  

In den Anträgen wurde in Bezug auf den Bi-

lanzskandal zunächst erläutert, dass die nun in 

diesem Einzelfall entstandene Diskussion in 

Bezug auf den hoch konzentrierten Wirt-

schaftsprüfermarkt regelmäßig erneut - zum 

Beispiel in der Bankenkrise 2008 - auftrete.36 

Die Wichtigkeit der Rolle von Abschlussprü-

fern für einen funktionierenden Markt, Unter-

nehmen, Anlegern und gegenüber dem Ge-

meinwohl wurde hervorgehoben.37 

Als Maßnahme zur Diversifizierung des Prüfer-

marktes wurde debattiert, einen regulatori-

schen Rahmen zu schaffen sowie Verfahren zu 

entwickeln, durch die auch kleine und mittel-

große Prüfungsgesellschaften an Abschluss-

prüfungen von Unternehmen von öffentli-

chem Interesse stärker teilnehmen können. 

Diese sollten die Einführung von Joint Audits 

als ein in der Abschluss-

                                                             
35 BT-Drucks. 19/22204, Antrag verschiedener Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE. „Wirt-
schaftsprüfung reformieren, Interessenkonflikte re-
duzieren“ sowie BT-Drucks. 19/23730 Antrag ver-
schiedener Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN „Bilanzbetrug durch kompe-
tente und unabhängige Wirtschaftsprüfung schnell 
aufdecken und erfolgreich bekämpfen“ 
36 Vgl. BT-Drucks. 19/22204, Abschnitt I  
37 Vgl. BT-Drucks. 19/23730, Abschnitt I  
38 Vgl. BT-Drucks. 19/22204, Abschnitt II.3. 
39 Die FDP hatte im Oktober 2020 bereits einen ei-
genen Antrag in den Bundestag eingebracht; vgl. 
BT-Drucksache 19/23120. Darin wird u.a. auch die 

prüfung durch eine große und eine unabhän-

gig davon agierende kleinere Prüfungsgesell-

schaft beinhalten.38 Von den Antragstellern 

wurde diesbezüglich insbesondere die stär-

kere gegenseitige Kontrolle und die stärkere 

Resistenz der gemeinsamen Abschlussprüfer 

gegenüber Interessenkonflikten oder Man-

dantendruck hervorgehoben. 

Im Ergebnis haben sich in der Debatte vom 

27.11.2020 nicht nur die Vertreter der antrag-

stellenden Fraktionen BÜNDNIS 90 / DIE GRÜ-

NEN und DIE LINKE., sondern auch die der 

CDU/CSU für die Einführung von Joint Audits 

ausgesprochen39. Beispielhaft ist hier auf die 

Rede des Abgeordneten Prof. Dr. Hirte hinzu-

weisen.40  Ferner hat der Abgeordnete Herr Dr. 

Ullrich in derselben Debatte im Bundestag zur 

Förderung einer Vielfalt auf dem Prüfermarkt 

durch Joint Audits, die auch nicht systemrele-

vante Prüfungsgesellschaften an bedeutsa-

men Abschlussprüfungen beteiligen, zusam-

mengefasst, dass gegen ein sogenanntes 

Joint Audit nicht viel einzuwenden 41  

 

Einführung von Joint Audits als Reformmaßnahme 
eingefordert. 
40 Vgl. CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, 
Dr. Heribert Hirte, Wir sollten darüber nachzuden-
ken, einen Joint Audit zu machen, Redebeitrag zur 
Reform der Wirtschaftsprüfung; 
https://www.cducsu.de/themen/innen-recht-
sport-und-ehrenamt/dr-heribert-hirte-wir-sollten-
darueber-nachzudenken-einen-joint-audit-zu-ma-
chen 
41 S. Amtliches Protokoll, 196. Sitzung des Deut-
schen Bundestages am Freitag, dem 27. November 
2020, Tagesordnungspunkt 30, S. 24800 
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IV. Fazit 

In der Tat ist derzeit insgesamt festzustellen, 

dass in der aktuellen Diskussion auf politischer 

Ebene zu der Frage, welche regulatorischen 

Konsequenzen aus dem im Juni 2020 publik 

gewordenen Bilanzskandal bei einer DAX-30-

Aktiengesellschaft zu ziehen sind, kaum Stel-

lungnahmen vernehmbar sind, die sich per se 

gegen das Instrument des Joint Audit bei der 

Prüfung von Unternehmen von öffentlichem 

Interesse aussprechen.   

Die vereinzelt weiterhin vorgetragenen Be-

fürchtungen hinsichtlich einer möglichen Er-

höhung der Prüfungshonorare durch Einfüh-

rung verpflichtender Joint Audits dürften vor 

dem Hintergrund des in Deutschland im inter-

nationalen Vergleich derzeit weiterhin eher 

überschaubaren Honorarniveaus für gesetzli-

che Jahresabschlussprüfungen dabei einer 

angemessenen Problemlösung nicht im Wege 

stehen. 

Eine verpflichtende Einführung von Joint Au-

dits bei Abschlussprüfungen von Unterneh-

men von öffentlichem Interesse würde sicher-

lich eine recht disruptive Veränderung der bis-

her noch eher unilateralen  abhängig von 

Struktur und Größe der Prüfungsorganisation 

zum Teil auch noch recht hierarchisch aufge-

stellten  Jahresabschlussprüfung hin zu ei-

nem stärker multilateral und teamorientierten 

ausgestalteten Prüfungsvorgehen darstellen. 

Solche Reformen erscheinen nach allgemei-

ner Erfahrung eher in einem zeitlich näheren 

Kontext mit besonders einschneidenden Er-

eignissen wie extremen politischen oder wirt-

schaftlichen Skandalen umsetzbar.  

Aufgrund der für alle beteiligten Ebenen ein-

schließlich der zuständigen Aufsichtsbehör-

den sowie der Abschlussprüfer erkennbar 

schmerzhaften politischen Aufarbeitung des 

Bilanzskandals erscheint das Momentum für 

die Einführung von Joint Audits mit dem Ziel 

einer signifikanten Reduzierung der Markt-

konzentration im Abschlussprüfungsmarkt 

jetzt also auch in Deutschland gegeben. Ob 

diese Chance nun in tatsächlicher Hinsicht 

nachhaltig genutzt wird, bleibt jedoch auch 

dieses Mal abzuwarten. 
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